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Verkündet

am 29° März 1957

I m N a m e n d e s V'o l k e s !

In Sachen

?rozeßbevollmächtigtez;

Kläge13und Revisionsklägera

g e g e n

die Größhandels— und Lagerei—Berufsgenoesenechaft,

Vi Mannheim M/5

Pfozeßbevollmächtiater:

_
Beklagte und Révisibnäbeklagte,

hät der-2 Senat des Bundessozialgerichte auf die
mundliche Verhandlung vom 29 März 1957, an der

mitgewirkt haben '

Bundesricht€r ' D e m-1 ä n 1

als Vorsitzender‚

Bundesrichter 2Dr_°E a r e s e 1 “ und
,Bundesrichter" : fs c h m i t %

'als Weitere Berufsrichter?

'/ Bundessoziälrichter 8 c h m i e t e n d'o r f
'

‘ ‘ .
'll>« "’> " —und

Bundessozialrichter W a 1 g e n b a c h_

als ehrenamtliche Beisi■zer '

für Rechterkannt:
‘Die Revision des Klägers gegen äas Urteil

des Lanäessozialgerichtg Schleswig vom 3„

Dezember 1954 wird zurückgewieseno

'Außergerichtliche Kosten sind nicht zu
'erstatteno

V o n R e c h t s— w_e g e n

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_.f 2 —

>G_r_gn d_e ;

Der im Jahre 1884 geborene Kläger hatte am 6° August 1932 beim

Kohlentransport durch Sturz von einem_Pferdefuhrwerk eine Kopf—

verletzung erlitten° Für die Folgen dieses Unfalls gewährte ihm

die Beklagte die Vollrente, die sie mit Bescheid vom 21„.Dezeme

ber 1946 auf Grund des $ 608 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) entzog Der Ent21ehungsbescheid wurde vom Oberversiche—

rungsamt (OVA) Schleswig am ;„ August 1947 bestätigt, das auch

die im folgenden Jahr vom Kläger beantragte Wiederaufnahme des

Verfahrens ablehnte°

Mit Schreiben vom 5„ Juni 1955 schilderte der Kläger dem Pe—
titioneau$schuß des Deutschen Bundestages seine Lage° Diese

über den Bundesminister'für Arbeit an die Beklagte weiterge—

leitete Eingabe bewog deren Hauptverwaltung, den Kläger einer

ärztlichen Nachuntersuchung unterziehen zu lassen zur Prüfung,

ob in den Unfallfolgen eine Verechlimmerung eingetreten sei„

Auf Grund dieser Untersuchung hat die Beklagte durch Bescheid

vom 19° November 1953 die Wiedergewährung einer Rente abgelehnt;

Die körperlichen Beschwerdendes Klägers seien altersbedingt,
Gesundheitsstörüngen infolge des Unfalls nicht fes tzustellen°

Der Bescheid ist mit Rechtsmittelbelehrung versehen und amf19é

November 1953 zur Post gegeben werden°

Unterdessen hatte der Kläger laufend weiter an den
Petitione—

ausschuß geschrieben (23 7°, 29 8 , 9.11 1953) Im Schreiben

vom 24 November 1953 — beim Bundestag eingegangen am 27 Novern—
' ber 1953 —hat er alsdann u a ausgeführt :

"_Ich
bitte

den PetitioneauSschuß, meiner Unfallsache
auf den Grund zu gehen; anbci habe ich einen Bescheid
von der Genossenschaft erhalten, unä kann nicht zu
meinem Recht kommen, weil es abgeschlagen ist „°‚ Ich
bitte höflichst, meine Karte, die ich eingeschickt
habe, mit diesem Schriftstück von der Genossenschaft

‘. zu Vergleichen, was eigentlich der Grund ist, meine
Rente zu entziehen Sollte das Bundesminis terium zu
keinem Erfolg kommen, dann bitte ich doch, meine Un—

‘ 1allakte zurückzusenden, um mir dee Armenrecht zu wa
söhaifen, um eine Klage gegen die Genossenschait zu

‚führen°"
:

Auch in den späteren Schreiben vom 3„ Februar, 6° März und
18° März 1954 an den Petitionsausschuß wiederholte er die An—
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kündigüng, im Armenrecht'zu klagen‚ falls er durch den

Petitionsausschuß nichts erreichen könne°

_Nachdem der Petitiönsausschuß im April-1954 den Kläger auf
den Rechtsweg verwiesen hatte; hat dieser sich an das So—
zielgericht (SG ) Lübeck gewandt Die Klage ist dort am 6

3 mai 1954 eingegangen° er hat beantragt den Bescheid der
_Eeklagten suizuhebeh und die Beklagte zur Rentengewährung

zu verurteilen Das SG hat durch Urteil vom 2 August 1954
‚Vd1e Klage als unzulässig abgewiesen Das LendessozialÖ ericht

“(LSG„) hat diese_Entscheidung durch Urteil vom 3„ Dezember

1954 bestätigtz„Die Klage sei verspätet° Durch Eingaben an
'den Petitionsausschuß könne die Rechtsmittélfrist nicht

ge—

.wahrt werden, weil dieser Ausschuß nicht als”"andere inlän—‚‘

“dische Behörde"im Sinneder 55 129Abs„ 2 EVOund97'1be„ 1
d.es Sozialgerichtsgesetzes (SGG) anzusehen sei'Wiedereine
setzung in den vorigen Stand könne nicht gewährt werden‚ da

der Kläger die Frist schuldhaft versäumt habe„„

Das LSG„ hat die Revision zugelassen° In der Rechtsmittel—
belehrung fehlt ein Hinweis darauf? daß die Revisionsschrift

einen bestimmten Antrag enthalten muß Das Urteil ist dem

Kläger am 18 Dezember 1954 zugestellt werden° Seine Revision

ist am 29° Januar 1955 beim Bundessozialgericht (BSGG) ein—

gegs% en und am 17 Februar 1955 begründet worden° Unter Be—

rufung auf die Rechtsauffassung des Reichsversicherungsamts(EVA)

und des Petitionsausschusses des Bundestags tritt der Klä— '

ger der Auslegung des Behördénbegriffs durch das LSG° ent—

gegen: Du1ch das am 27 November 1953 beim Pétitionsaus

schuß eingegangene Sch1eiben des Klägers sei die Rechtsmit—

telfrist gewahrt„ Zumindest hätte dem Kläger e1edeiein—
‘setzung gewährt werden müssen‚ da ihm angesichts seines

Alters und seines Bildungsgrades nicht als Verschulden an—

geie echnet werden könne daß er den Petitionssusschuß als

Behörde angesehen habe„ Der Kläger beantragt,

unter AufhebungdesUrteils desse„ Lübeck
vom 2„ August 1954und des Urteils des LSG;'

,Schleswig vom 3„ Dezember 1954 nach dem Klag—

antrag zu erkennen9 ' )
hilfsWeise die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG° Zurückzuverweisen°
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‚Die Beklagte beantragt,„ „„’. .4 ; ._ .„
die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise sie zurückzuweisen° '

Sie hält die Revision für verspätet° Ferner bezweifelt sie,

ob die Eingabe an den Petitionsausschuß überhaupt als Rechts—

behelf anzusehen sei oder ob der Kläger nieht hiermit viel—

mehr versubht habe, von dem Ausschuß Hilfe mit außerprozessu_' ”

alen Mitteln zu erlangen° '

Der Senat hat die Petitionsakten des Deutschen Bundestages

beigézogen° Sie waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung„

Die Revision ist zulässig° Sie ist statthaft gemäß @ 162 Abs° 1’

Nr„ 1 SGG und mit dem Schriftsatz vom 29° Januar 1955 formge—V„i

recht eingelegt„ Die Revisionsschrift ist auch HOChi recht—

zeitig eingegangen° Die Rechtsmittelbelehrung des LSG° entsprach

nämlich nicht den Erfordernissen des @66 Abs° 1 SGG, weil da—

rin der Hinweis fehlte, daß die Revisionsschrift einen bestimm—

ten Antrag enthalten muß (BSG.1-S 227)° Die Revisionsfrist

lief also gemäß 5 66 Abs° 2 SGG erst ein Jahr nach Zustellung

des angefochtenen Urteils ab_
_

«°. '

Die Revision ist aber unbegründet° Der am 6° Mai 1954 beim

SG„ eingegangene Rechtsbehelf bezog sich, Wennman ihn als
Klage auffaßt, auf den Bescheid der Beklagten vom 19° November
1953 und war daher gemäß9 87 Abs° 1 8° 1 SGGunzulässig° In
eine nachträgliche Berufung gegen die Entscheidung des OVA«

.
Schleswig vom 5 August 1947 läßt sich der Rechtsbehelf nicht

‚_lumdeuten Die Frist äafür lief zwar gemäß5 214 Abs„ 3 SGG
erst am 30° Juni 1954 ab, sie wurde jedoch durch Eingang einesf'

.Schriftsatzes beim SG„ nicht gewahrt° Vielmehr hätte innerhalb

der ?rist die Berufungsschrift zumLSG;(@214Abs„ 1 Nr„ 1 see)
Agelangt sein oder das Rechtsmittel rechtzeitig zur Niederschrift

des SG„ eingelegt werden müssen° Dies folgt aus der auch bei

diesen Altfällen geltenden Vorschrift des 5r151.Absa.2 SGS;
die Vorschrift des 5 91 see findet gemäß @ 153—Abs„_1 see auf
die Berufung keine Anwendung, sie gilt nur

für_die Erhebung

der Klage° ( So die herrschende Meinung zu % 214 Abs„ 1 und 3
SGG: LSG„Celle in Sth 1954 S„ 192 mit zust. Anm„ Eberhardt;
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_5_

LSG.Nornrnein-Weetf‚in BG19555°78; iso° Bremenin Breitn„_
1955s„'522; Peters—Saütter—Wolff‚komm„zur SGb„‚6„ Nachtro‚
@ 274 Anm° 5 e S„ 1/34; gleicher Ansicht Zu 5 151 SGG: BSG„in
SozR° SGG @ 151 Bl. Da52 Nr„ 3„) An das LSG„AiSt der Schrift—,

satz des Klägers aber erst nach Erläß des sozielgerichtlichen_

Urteile im Augusti954gelengt‚ neenaemdie Frist des5 214
Abs. 3 SGG bereits abgelaufen war° Auch als Berufung 1080 des

5 214Abs° 1 Nr„ 1 ses wäre der Réchtsbehelf des-Klägers also,
verspäteteingelegt°

Vor der Klageerhebung vom 6° Mai 7954 war ein Rechtsbehelf

gegen den Bescheid der Beklagten vom 19° November 1955.nochf

nicht enhängig„ Insbesondere ist innerhalb der Anfechtungs‚

frist (@ 128 Abs„ 1 BVG) weder bei dem damals zuständigen '

eve; Schleswig (55 129Abse 1, 1677Abs„ 1 EVOalter Fassung)
noch"bei einer andereninländischenBehörde“(@129Abe„2“
BVG) eine Rechtsmittelschrift eingeganven‚ über die nach %

215 SGGnunmehr die Gerichte der SoZielgefiohtsbarkeit zu
entscheiden hätten° Die Eingabe des Klägers vom 24° Novem—

ber 1953(nicht vom19„Dezember1953‚wie der Vorderrichv_
ter anni■■t) ist beim PetitionsaussChuß

zwar innerhalb der

Monatsfrist des @ 128 Abs° 1 BVD eingegangen„ Wenn das LSG‚
jedoch dieses Schriftstück inhaltlich als Rechtsmittel—

schrift ansehen will, so kann dem nicht gefolgt werden° Obv

und inwieweit diese Auslegung sich zu einer tatsächlichen

Feststellung im Sinne des @ 165—8GGverdichtet hat, kann
offen bleiben° Jedenfalls ist das Bundessozialgericht nicht

daran gebunden, vielmehr insoweit zur selbständigen Aufkiee
rung von Amts wegen berechtigt und verpflichtet° Die ■ahrung

der Rechtsmittelfrist ist Prozeßüoraussetzung und daher in

jeder Instanz im öffentlichen Interesse zu beachten (vglt

RGZBd„ 159 3° 83 15571 BGHin NJW1956 s„ 15186; sse„2 3° 245
15527). Die Prüfung erstreckt sich auch auf die tatsächlichen
Voraussetzungen (Brackmann? Handbuch der Sozialversicherung3

5° Aufl„, S. 254 b; Peters—Sautter—Wolff a‚a„0„ @ 165 Anm°

3)° Um eine solche Voraussetzung handelt es sich hier? Von

demInhalt des Schreibensvom24° November1953hängt die
Zulässigkeit der Sachentscheidung auch des Revisionsgerichts

.,
8.0„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'.—'
6

_

Die3es Schreiben an den Petitionsausschuß bringt in seinem

Wortlaut nur den Wunschdes Klägers zum Ausdruck, die Rente,
die er früher bezogen hat? wieder zu erhalten„ Zu diesem

Ziel standen ihm verschiedene Wege offen? wie der Kläger

aus früheren Erfahrungen mit dem Petitionsausschuß und

dem0VA° Schleswig wußte„ Da der Petitionsausschuß ihm
‚im Sommer 1955 immerhin schon zu einem Teilerfolg — der

Nachuntersüchung — verhelfen hatte, während er einige Jahre

zuvor mit dem Streitverfahren vor dem OVA° nichtserreicht

hatte, lag es für ihn nahe, es weiter mit parlamentarischen

Mitteln zu versuchen„ Hierbei sind einerseits die einfache

Denkungsweise und der Bildungsgrad des Klägers‚ andererseits

die Rührigkeit zu berücksichtigen, mit der er an allen Stel—

len‚ die er für hilfsbereit und genügend einflußréich hielt
(Parlament, ■inisterien), seine angeblichen Rentenansprüche
durchzusetzen bestrebt war° Trotz seiner ungewandten Aus—

drucksweise sind daher die Ausführungen des Klägers, er

wolle erst klagen, wenn das Petitionsverfahren erfolglos

ausgehen s011te, wörtlich zunehmen° Ein Mißgriff im Aus—

>druck ist umso weniger anzunehmen, als er die Ankündigung

‚später mehrfach wiederholt und sie auch umgehend ausgeführt

hat, nachdem der Petitionsausschuß endgültig ein Einschrei—

ten abgelehnt hatte° Schließlich spricht sein Hinweis auf

das Armenrecht dafür, daß er sich unter den besonderen Auf—
gaben und Verfahrensweisen eines Gerichts etwas_Bestimmtes‚

Avon dem Petitionsweg.Verschiedenes, vorstellte° Demgemäß
“hat auch der Petitionsausschuß die Eingabe nicht als Rechts—

mittel an das SG„ weitergeleitet, sondern die Petition selbst

„erledigt; t V
? . —' _f i‘ „. ‘ ‘

Eine Réchtsmittelschrift mußwenigstensmittelbar den Willen
zum Ausdruck bringen, das Rechtshittel?erfahren in Gang zu
bringen° Unter welchen Umständen dieser wills zu vermuten

ist, wenn.jemand nur seine Unzufriedenheit mit einem Be—

_scheid zu erkennen gibt‚ und ob hierbei die-Auslegungspraxis

_des RVA„ (vg1„ RVG—Mitgl;Komm° Bd° I, 2°_kufl°, @ 128 Anm„
6, S. 88) gebilligt_werden kann, mag offen bleiben° Denn

.hier steht aufgrund des ausdrücklichen Vorbehalte in Ver—
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bindung mit dem Gésamt?erhelten des Klägers fest, daß

dieser mit dem Schreiben Vom 24, November 1953 noch
keim_8pruchverfahren in Gang bringen wollte_(vgl° Bayer°

LVAmt in Breithaupt 7951 S,-1202)„ Das Schreiben ist
kein Rechtsmittel, wie es 9 129 Abs° 2 BVG voreussetztg

Die Vorschrift ist dahernicht anzuwenden°Dieweitere
Voraussethung‚ ob der Petitionseusschuß oder jedenfalls

das diesem Ausschuß zugeteilte Bundeetegsbüro eine Be—
härde ist, bedurfte keiner Prüfung, Die insdweit auf
die Hechtspre0hung des RVA (EuM Bd.“ 25 SO 133) €e—-

stützte Revisionerüge muß demnach unerörtert bleiben°.

Auch die weitere Rüge des Klägers, die Verinstanzen

hätten ihm—zu Unrecht die Wiedereinsetzung in den vori—Ä

gen Stand versagt, ist unbegründet° Wie der Vorder— V

richter im Ergebnis ohne Rechteirrtum ausgeführt hat,

können die Folgen der Fristversäumnis_des Klägers auch

durch Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht be—5
.seitigt werden, '

Ob die Zulässigkeit der Wiedereinsetzung nach 9573?

ff, RVOoder nach & 67 see zu beurteilen ist (dazu
'„ seen‘s° 44 1E57;3° 22712317;Urteil des 10, Senats

—Vom11, 12, 1956in Breith, 19578° 282)maghier
offen bleiben° Denn auch die dem Kläger — jedenfalls

‚nach dem Wortlaut — günstigeren Voraussetzungen des

© 67 Abs, 1 SGG liegen nicht vor, Der Kläger hat

selbst nicht behauptet, durch äußere Umstände en der
Einlegung der Berufung beim OVA gehindert gewesen

zu sein, Als Hindernis kommt daher nur seine Er v;az—
tung in & bracht, durch ein Eingreiien des Bundes—

tags—PetitionsausschuSses werde sich ein Rechtsstreit

erübrigen° Dies vermag die ‚iedereinsetzung aber nicht

zu rechtfertigen Auch bei Anlegung des von der Revie
‚sion mit Recht geforderten subjektiven Maßstabe

"muß selbst ein rechtlich unerfahrener Beteiligter in

iss er Situation vernünftigerweise neben einen13ußez—

öhnlichen Weg, dessen Erfolgsaussichten unge■iß

Q
.:

88
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sind, vorsorglich aueh zugleich den normalen lnstanzenzug beschrei—

ten9 sofern er auf diesen hingewiesen wurde° Diesen Hinweis hat der-

Kläger durch die dem Bescheid der Beklagten vom
19°Novemher 1955 an»

gefügte Rechtsmittelbelehrung erhalten° Darin wurde der Kläger be—

lehrt daß der Bescheid rechtsk1äftig wird, wenn nicht binnen einem
Monat nach Zustellung Berufung bei dem OVA Schleswig in Schlee wig

eingelegtwird° Gemäß 5 1590 RVG reichte des aus° Daß die Anschrift

des OVA° nicht mit Straße und Hausnummer angegeben ist, ist un—

schädlich, zumindest bei einem so kleinen Ort, wo Schwierigkeiten

bei der 90Stzustellung dadurch nicht auftreten können (vgleRVA in

EuM13_s° 19; Brackmannaoa„0„ 3° 248 y; a„n„ Lee„ Berlin in Breit—’
haupt 7955 e„ 217)° Die Belehrung war jedenfalls auch für einen im '
Rechtsverkehr völlig Uncrfahrenen nicht mißzuverstehen, so daß für

Erwägungen, wie sie der 3° öenat des BSG° angestellt hat (SozR°

SGG @ 67 810 Da 5 Nro 9) hier kein Raum ist° Der Kläger durfte

sich nicht darauf verlassen‚ daß seine Petition den Ablauf der An—1
fechtunésfrist hemmenoder daß der Petitionsausschuß ihm sehon hel—1

fen werde„ Zu solchen unrichtigen Vorstellungen gab ihm die Recht„—

nittelbelehrung keinen Anlaß; sie waren auch nicht vereinbar mit

der gehörigen Sorgfalt im prozeeeualen Verkehr‚ die auch dem Klä—

ger zuzumuteh
war Der Kläger kann daher nicht geltend machen, er

sei ohne Verschulden verhindert gewesen, die H“Chtsmltt€lffl„t
einzuhalten°

'
‘

Da die Revisibn des Klägers erfolglos bleibt, sind Kosten nicht
zu erstatten (@ 193 SGG)O -

.
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